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ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Gemäß §§ 3 Absatz 1, 7 Absatz 3, 9 Absatz 1 Ordnungsbehörden-
gesetz (OBG NRW) in Verbindung mit §§ 16 Absatz 1 Satz 1, 28 
Absatz 1 Satz 2 und 32 Infektionsschutzgesetz (IfSG) erlässt die Stadt 
Hagen folgende 
 

Allgemeinverfügung 
 

1. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind 
sofort zu schließen beziehungsweise einzustellen: 

 

 Bars (hierzu zählen auch Shi-Sha-Bars), Clubs, Diskotheken, 
Spielhallen, Wettbüros, Internet-Cafés, Kulturvereine, 
Prostitutionsbetriebe, Theater, Kinos, Museen, Fitness-Studios, 
Schwimmbäder, Saunen, Angebote in Volkshochschulen, 
Musikschulen, in sonstigen öffentlichen und privaten 
außerschulischen Bildungseinrichtungen, in Sportvereinen und 
sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen. 

 

2. Der Zugang zu Restaurants, Gaststätten, Hotels für die Bewirtung 
von Übernachtungsgästen werden wie folgt beschränkt: 

 

 - Besucherregistrierung mit Kontaktdaten 
 - kein Thekenbetrieb 
 - Mindestabstände zwischen Tischen von 2 Meter 
 - pro Tisch nicht mehr als vier Personen 
 - Aushänge mit Hinweisen zu richtigen Hygienemaßnahmen 
 

3. Alle öffentlichen Veranstaltungen sind untersagt. Das schließt 
grundsätzlich auch Verbote für Versammlungen unter freiem 
Himmel wie Demonstrationen ein. Ausgenommen sind Veranstalt-
ungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung oder der Daseins Für- und –Vorsorge zu dienen bestimmt 
sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen. 

 

4. In Abänderung meiner Allgemeinverfügung vom 13.03.2020 gilt 
eine private Veranstaltung mit bis zu 20 Personen als nicht kritisch, 
sofern sie nicht in einem öffentlichen Gebäude stattfindet. 

 

5. Die Anordnung ist sofort vollziehbar. 
 

6. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
in Kraft und gilt bis zum 19.04.2020.  

 
Begründung zu 1 – 3:  
 

Die Stadt Hagen ist nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG i.V.m § 3 ZVO-IfSG 
für den Erlass von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig. Unter den Voraus-
setzungen des § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde 
Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl 
von Menschen beschränken oder verbieten, die eine Verbreitung von 
Krankheitserregern begünstigen. 
 

Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des 
Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, 
Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. 
 

Die angeordnete Maßnahme ergeht auf Grund der derzeitigen 
Einstufung der Verbreitung des neuen Coronavirus (SARS-CoV-2) als 
Pandemie durch die Weltgesundheitsorganisation (WHO). Die WHO 
definiert eine Pandemie als eine Situation, in der die ganze Welt-
bevölkerung einem Erreger potenziell ausgesetzt ist und "potenziell ein 
Teil von ihr erkrankt". Zudem besteht auf Grund der Risikobewertung 
des Robert Kochs Instituts weiterhin auf globaler Ebene eine sich sehr 
dynamisch entwickelnde und ernst zu nehmende Situation, mit zum Teil 
schweren und auch tödlichen Krankheitsverläufen. Mit weiteren Fällen, 
Infektionsketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet 
werden. Seit im Dezember 2019 erstmals in China Menschen von einer 
neuartigen Lungenkrankheit befallen wurden, breitet sich das Virus 
SARS-CoV-2 immer weiter aus. Dies betrifft auch die Stadt Hagen.  
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 

(Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder 
auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragungen 
von Mensch-zu-Mensch kommen. Übertragungen kommen im privaten 
und beruflichen Umfeld, aber auch bei öffentlichen Veranstaltungen vor. 
Auf diesen kann es unter ungünstigen Bedingungen zu einer 
Übertragung auf die anwesenden Personen kommen. 
 

Die Stadt Hagen untersagt deshalb nach umfassender Interessen-
abwägung und Risikobewertung mit dieser Verfügung alle Veran-
staltungen in ihrem Stadtgebiet. 
 

Durch die Einstufung der WHO als Pandemiefall sowie die weiter 
steigenden Infektionszahlen innerhalb der letzten 24 Stunden sind 
andere Maßnahmen, die Gefahr ausreichend zu mildern, nicht 
ersichtlich. Öffentliche Veranstaltungen tragen wesentlich dazu bei, das 
Virus schneller zu verbreiten. Ferner ist auch die Unmöglichkeit der 
Nachverfolgbarkeit von Infektionsketten und eine sprunghafte Zunahme 
von Infektionen in die Abwägung mit einzubeziehen. Die Untersagung 
von Veranstaltungen ist aus diesem Grund erforderlich.  
 

Mildere Maßnahmen sind aufgrund des Infektionsweges über 
Tröpfchen nicht gleichermaßen effektiv. Insbesondere ist es nicht 
ausreichend, die Veranstaltungen unter Anordnung von Auflagen 
stattfinden zu lassen, da nicht gewährleistet werden kann, dass alle 
empfohlenen Vorsorgemaßnahmen eingehalten werden können und die 
Risiken durch begleitende Maßnahmen (wie z. B. Händedesinfektion) 
ausreichend beseitigt wären. 
 

Die Untersagung von Veranstaltungen ist geeignet, erforderlich und 
angemessen, um die konkret drohende Gefahr für die Gesundheit und 
das Leben von Menschen abzuwehren. Diese Gemeinwohlbelange 
rechtfertigen das Verbot. Die Gesundheit und das menschliche Leben 
genießen einen höheren Stellenwert als die allgemeine Handlungs-
freiheit. Den zu erwartenden Einschränkungen stehen erhebliche ge-
sundheitliche Gefahren bei der unkontrollierten und nicht mehr 
nachverfolgbaren weiteren Verbreitung des Corona-Virus gegenüber. 
Bei der Abwägung überwiegen die Rechtsgüter der körperlichen 
Unversehrtheit des Einzelnen sowie des Gesundheitsschutzes der 
Bevölkerung. Hierbei handelt es sich um Rechtsgüter von sehr hoher 
Bedeutung. Um dem staatlichen Schutzauftrag gerecht zu werden, ist 
das Verbot unter Abwägung aller beteiligten Interessen daher 
gerechtfertigt. 
 

Begründung zu 5: 
 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 
Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Die Anfechtungsklage hat keine 
aufschiebende Wirkung. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, eingereicht werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, 
sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so 
würde dessen Verschulden Ihnen angerechnet werden.  
 

Hagen, 16.03.2020                  Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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